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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Löher, Dr. Wörner, Ernesti, Rommerskirdien, 
Biehle, Dr. Kraske, de Terra, Frau Tübier, Stahlberg, Dr. Wittmann (Mündien), 
Kroli-Schlüter, Hupka, Werner, Ey und Genossen 
- Drucksache 7/3757 - 


betr. Verwendungs- und Ausbildungsplanung für Reservisten der Bundeswehr 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 1. Juli 1975 die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 


1. Wie hoch ist der Gesamtbestand der in der Wehrüberwachung 
stehenden Reservisten? Bleibt dieser Bestand konstant, oder 
steigt er weiter an? Wenn ja, in welcher Zeit bis zu welchem 
Umfang? 

Es stehen z. Z. rund 2 250 000 Reservisten bei den Kreiswehr- 
ersatzämtern in Wehrüberwachung. 

Dieser Bestand wird künftig nur noch verhältnismäßig gering- 
fügig anwachsen, da mit Erreichen der Altersgrenze für die 
Wehrüberwachung jeweils nahezu ein Geburtsjahrgang aus- 
scheidet. Diese Grenze lag bisher für Mannschaften bei 35 Jah- 
ren, so daß bislang wegen der relativ geringen Inanspruch- 
nahme der für die Bundeswehr zur Verfügung stehenden ersten 
Geburtsjahrgänge auch nur eine verhältnismäßig kleine Zahl 
von Reservisten ausschied, während andererseits aus dem stär- 
ker ausgeschöpften folgenden Geburtsjahrgängen mehr hinzu- 
kamen als ausschieden. Mit der Herabsetzung dieser Alters- 
grenze auf 32 Jahre (9. Novelle zum Wehrpflicht gesetz) werden 
jedoch ab sofort auch stärker in der Bundeswehr vertretene Ge- 
burtsjahrgänge ausscheiden, so daß in absehbarer Zeit ein 
Gleichgewicht zwischen den jeweils neu hinzukommenden und 
den ausscheidenden Reservisten erreicht sein wird. 


2. Welcher derzeitige Bedarf besteht bei Feldheer, Territorialheer, 
Luftwaffe und Marine? Welcher Bedarf wird nach Umstellung 
der Wehrstruktur auf das Heeresmodell 4 vorliegen? 
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Der Ergänzungsbedarf für die personelle Mobilmachung beträgt 
derzeit etwa: 

Feldheer 
Territorialheer 
Luftwaffe 
Marine 

zentrale militärische Dienststellen 


160 000 Mann 
470 000 Mann 
100 000 Mann 
30 000 Mann 
10 000 Mann 


Der Verteidigungsumfang für die Teilstreitkräfte und damit 
auch der des Heeres bleibt nach Umgliederung auf das Heeres- 
modell 4 insgesamt unverändert. Die interne Umstrukturierung 
des Heeres erfolgt innerhalb des derzeitigen personellen Rah- 
mens. Der Bedarf an Reservisten wird sich daher nicht zahlen- 
mäßig, jedoch möglicherweise strukturell, also qualitativ, än- 
dern. 


3. Bestehen Planungen für andere Verwendungsmöglichkeiten (z, B. 
in der Zivilverteidigung) bei solchen gedienten Soldaten, die für 
den Reservebestand der Bundeswehr nicht benötigt werden? 

Die Planungen für die Verwendung von Wehrdienstpflichtigen 
im Zivilschutz oder Katastrophenschutz beruhen auf § 13 a des 
Wehrpflichtgesetzes und § 8 des Gesetzes über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes. Sie beziehen sich vor allem darauf, 
freiwillige Helfer des Zivil- oder Katastrophenschutzes schon 
von vornherein, mithin bereits vor Entscheidung über ihre Her- 
anziehung zum Grundwehrdienst, für Aufgaben der zivilen Ver- 
teidigung vom Wehrdienst freizustellen. Darüber hinaus kön- 
nen nach Vereinbarung zwischen den Bundesministern des In- 
nern. und der Verteidigung vom 25. Juni 1974 (GMBL S. 315) 
unter den darin näher bestimmten Voraussetzungen auch Reser- 
visten der Bundeswehr für Aufgaben im Zivil- oder Katastro- 
phenschutz vom Wehrdienst freigestellt werden. 

Im übrigen gelten für gediente wie ungediente Wehrpflichtige, 
die für den Reservistenbestand der Bundeswehr nicht benötigt 
werden, allgemein die Regelungen des Arbeitssicherstellungs- 
gesetzes. Danach können Wehrpflichtige in einem Spannungs- 
oder Verteidigungsfalle an ihren Arbeitsplatz gebunden oder in 
ein anderes Arbeitsverhältnis verpflichtet werden. 


4. In weldiem Umfang - getrennt nach Dienstgradgruppen - wur- 
den die Angehörigen der Alarmreserve in den vergangenen Jah- 
ren zu Pflichtwehrübungen herangezogen? Welche zeitliche Ge- 
samtbelastung ist für den einzelnen Wehrübenden - getrennt 
nach Dienstgradgruppen - im Durchschnitt damit verbunden? 
Wieviel Alarmreservisten wurden bisher zu keiner Wehrübung 
herangezogen, und welche Gründe liegen dafür vor? 

In den letzten fünf Jahren wurden jeweils rund 115 000 Reser- 
visten zu Wehrübungen einberufen. Straffungen bei Planung 
und Durchführung der Übungen führen zu leichtem Ansteigen 
der Zahlen bei gleichbleibendem Aufwand. 
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Die durchschnittliche Dauer lag bei Einzelwehrübungen zwi- 
schen 20 und 25 Tagen, bei Mob-Übungen bei zehn Tagen. Ein- 
zelheiten zum Umfang und zur durchschnittlichen Dauer sind 
den als Anlagen 1 und 2 beigefügten Übersichten zu entnehmen. 

Ca. 500 000 Angehörige der Alarmreserve haben im Jahr 1974 
nicht geübt. Die Gründe ergeben sich aus den Ausführungen zu 
Frage 7. 


5. Wie hoch ist der Prozentsatz einberufener Reservisten, die 

— ihre Freistellung von einer Wehrübung beantragten? 

— ihre Wehrübung unerlaubt nicht antraten? 

Die Zahl der Reservisten, die anläßlich ihrer Einberufung zu 
einer Wehrübung das Vorliegen einer Wehrdienstausnahme 
geltend machen, schwankt von Übung zu Übung. Die Prozent- 
sätze liegen zwischen 10 und 60. 

Es kommt praktisch nur bei Mob-Alarmübungen (Dauer drei 
Tage) vor, daß Reservisten ihren Wehrdienst unerlaubt nicht 
antreten. Die Zahl ist allerdings gering. 


6. Ist bei der personellen Zusammensetzung der Mob-Truppenteile 
(Geräte-Einheiten) sidiergestellt, daß das Personal für einen län- 
geren Zeitraum unverändert zusammenbleibt? Wie wirkt sich in 
diesem Zusammenhang das Problem des häufigen Wohnsitz- 
wechsels aus? 

Die Planungen für die personelle Mobilmachungsverwendung 
sehen grundsätzlich für Mannschaftsdienstgrade eine Dauer der 
Mobilmachungsbeorderung in die Alarmreserve für einen Zeit- 
raum von etwa sechs Jahren vor, für Spezialisten, Führer und 
Unterführer entsprechend länger. Eine Umbeorderung soll erst 
dann vorgenommen werden, wenn geeignete lebensjüngere Re- 
servisten mit modernem Ausbildungsstand verfügbar sind. 

Änderungen in der personellen Zusammensetzung müssen dort 
in Kauf genommen werden, wo sie die Einsatzbereitschaft er- 
höhen (ATN-gerechte Besetzung, Abbau unterwertiger Beset- 
zung, notwendige Verjüngung). Sie sind in jedem Einzelfall 
mit den Vorteilen einer für längere Zeit unveränderten Stellen- 
besetzung abzuwägen. 

Wohnsitzwechsel der Reservisten beeinflußt die personelle Zu- 
sammensetzung der Mob-Truppenteile verhältnismäßig wenig. 
Wesentlich stärker wirken sich Wehrdienstausnahmen und die 
notwendige ständige Verjüngung der personellen Mob-Ergän- 
zung aus. 


7. Inwieweit wird die in der Reservistenkonzeption 1971 ausge- 
sprochene Absicht verwirklicht, alle zur Alarmreserve beorder- 
ten Reservisten durch Heranziehung zu Wehrübungen (minde- 
stens zwei- bis dreimal) einheitlich und militärisch ausreichend 
auszubilden? 

Falls Probleme bei der Durchführung entstanden sind, wie beab- 
sichtigt die Bundesregierung diese Probleme zu lösen? 
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Nach den in der Reservistenkonzeption ausgedrückten Grund- 
vorstellungen sollen einerseits die Reservisten nur in dem not- 
wendigen Umfang belastet werden, also im allgemeinen eine 
Wehrübung in zwei bis drei Jahren leisten. Andererseits rich- 
ten sich Häufigkeit und Art der Wehrübungen nach den Erfor- 
dernissen der Teilstreitkräfte, der Ausbildungskapazität der 
Truppe und den verfügbaren Haushaltsmitteln. 

Wesentliche Kriterien für die Planung von Wehrübungen sind 
die Ausbildung des einzelnen Reservisten - soweit dies noch 
erforderlich ist - in seiner Mobilmachungsfunktion und die Not- 
wendigkeit, das Zusammenführen und Zusammenwirken ge- 
schlossener Mobilmachungstruppenteile zum Herstellen der 
Einsatzbereitschaft und Durchführen des Verteidigungsauf trä- 
ges zu üben. Dabei ist je nach Einsatzauftrag zu unterscheiden 
zwischen Mobilmachungstruppenteilen, 

— die geschlossen üben müssen, 

— in denen nur das Führungs- und Funkpersonal üben muß 
(z.B. Ersatztruppenteile), 

— die nicht zu üben brauchen (z. B. kleinere Einheiten oder 
Dienststellen mit geringem Ergänzungsbedarf). 

Diese Unterscheidung erlaubt eine effektive Nutzung der durch 
den Haushaltsplan festgelegten Jahresdurchschnittzahlen an 
Wehrübungsplätzen und der vorhandenen Ausbildungskapa- 
zität der Truppe. Diese beiden Faktoren, die durch die verfüg- 
baren Haushaltsmittel bestimmt werden, begrenzen entschei- 
dend den Umfang der durchführbaren Wehr- und Mobilma- 
chungsübungen. 

Probleme bei der Heranziehung zu Wehrübungen ergeben sich 

— wie bereits aus der Antwort zu Frage 5 zu entnehmen ist - 
aus den unterschiedlichen Antrittsstärken bei Übungen. Diese 
beruhen auf den im Wehrpflichtgesetz normierten Ausnahme- 
regelungen. 


8. Inwieweit ist es - insbesondere im Territorialheer - gelungen, 
die ATN-bezogene Ausbildung im Grundwehrdienst bei der Be- 
orderung zur Alarmreserve ohne erforderliche Umschulung zu 
nutzen? 

Die während des Grundwehrdienstes zuerkannten ATN sind 
die Grundlage für die Beorderung in die Alarmreserve. Die 
Mehrzahl aller Dienstposten in der Alarmreserve des Heeres 
kann ATN-gerecht oder ATN-verwandt besetzt werden. Ein 
Engpaß besteht lediglich bei bestimmten Verwendungsrichtun- 
gen und Truppengattungen, bei denen im Vergleich zum Mob- 
Bedarf zu wenig Reservisten aus dem aktiven Teil der Streit- 
kräfte ausscheiden. Eine Umschulung für eine gänzlich anders- 
geartete Mob-Verwendung ist aus verschiedenen Gründen 
(Kosten, Zeitbedarf, Ausbildungskapazität usw.) nur in Aus- 
nahmefällen möglich. Eine ergänzende Ausbildung, z. B. Fort- 
bildung, Förderung für höherwertige Verwendung oder Ein- 
weisung an veraltetem Gerät, das im Territorialheer noch ver- 
wendet wird, wird jedoch im Rahmen von Wehrübungen durch- 
geführt. 
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9. Welche Auswirkungen hat die geplante Änderung der Wehr- 
struktur auf die Einplanung von Reservisten in die Alarm- 
reserve? 


Das Heranziehen von 30 000 Wehrpflichtigen nach Beendigung 
ihres Grundwehrdienstes oder ihres Dienstverhältnisses als 
Soldat auf Zeit zu einem einjährigen Wehrdienst in der Ver- 
fügungsbereitschaft mindert die Gesamtzahl der für die Alarm- 
reserve verfügbaren Reservisten entsprechend, da die Verfü- 
gungsbereitschaft Teil des F-Umfanges sein wird. Da jedoch 
durchschnittlich 150 000 bis 200 000 Wehrpflichtige jährlich ent- 
lassen werden, sind auch nach Praktizierung der Verfügungs- 
bereitschaft neuer Art keine quantitativen Probleme für die 
Alarmreserve zu erwarten. 


10. Welche Überlegungen wurden angestellt, um bei der Verwen- 
dungs- und Ausbildungsplanung das Element der Freiwilligkeit 
stärker zu nutzen? 

In der Reservistenkonzeption wird dem freiwilligen Engage- 
ment der Reservisten besonderer Wert beigemessen. Die allge- 
meine Reservistenarbeit hat u. a. zum Ziel, geeignete Reservi- 
sten für eine ihrer militärischen Ausbildung bzw. ihrer zivilen 
Berufsentwicklung eriLSprechende Verwendung in der Alarm- 
reserve oder aber auch für eine weiterführende Ausbildung 
zum Unterführer zu gewinnen. Wehrersatzbehörden und Mobil- 
machungstruppenteile sind angewiesen, sich freiwillig mel- 
dende Reservisten - Bedarf und Eignung vorausgesetzt - mit 
Vorrang bei der Verwendungsplanung zu berücksichtigen. Die 
für die Beorderungen festgelegten Altersgrenzen können hier- 
bei überschritten werden. 


11. Inwieweit hat sich die in der Reservistenkonzeption 1971 fest- 
gelegte Übertragung der allgemeinen Reservistenarbeit auf den 
Verband der Reservisten der Bundeswehr e. V. bewährt? Falls 
Mängel aufgetreten sind, welche Änderungen sind beabsichtigt? 

Um die allgemeine Reservistenarbeit übernehmen zu können, 
hat der Verband der Reservisten der deutschen Bundes- 
wehr e. V. (VdRBw) militärfachkundiges Personal hauptamtlich 
eingestellt, weil ihm erstmals Aufgaben übertragen wurden, 
die bisher allein durch die Bundeswehr wahrgenommen wur- 
den. 

Nicht in allen Bereichen gelang die Übertragung der allgemei- 
nen Reservistenarbeit reibungslos. Eine besondere Rolle spielte 
dabei die Frage der Eignung der hauptamtlichen Organisations- 
leiter. Mit gezielter Schulung dieses Personenkreises und mit 
zunehmender Erfahrung konnte die Effektivität des Verbandes 
in vder allgemeinen Reservistenarbeit vom Zeitpunkt der Über- 
nahme an bis jetzt fortlaufend gesteigert werden. 


Da der VdRBw jedoch nur im vorhoheitlichen Bereich tätig wer- 
den kann, obliegt die Durchführung von Dienstlichen Veran- 
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staltungen im Rahmen der allgemeinen Reservistenarbeit wei- 
terhin den Territorialen Dienststellen der Bundeswehr und den 
unterstützenden aktiven Einheiten von Heer, Luftwaffe und 
Marine. Es ist deshalb heute bereits zu übersehen, daß eine 
Entlastung der Bundeswehr nur insofern eintritt, als mit Hilfe 
des VdRBw der Umfang der allgemeinen Reservistenarbeit er- 
höht werden kann und damit neben einer gewissen „allgemein 
militärischen Förderung" dem Aspekt der wehrpolitischen Öf- 
fentlichkeitsarbeit Rechnung getragen wird. 

Infolge der Tätigkeit des Verbandes konnten die Stabsoffiziere 
und Feldwebel für Reservisten weitgehend von der allgemei- 
nen Reservistenarbeit entlastet werden und sich stärker der 
speziellen Reservistenarbeit widmen. Diese durch die Reser- 
vistenkonzeption bedingte Aufgabenverlagerung ist auch an 
dem starken Ansteigen der Dienstlichen Veranstaltungen abzu- 
lesen. 

Dies sind jedoch nur Einzelerfahrungen. Umfassendere Erkennt- 
nisse, die für eine Überprüfung der Grundsätze der Reservisten- 
konzeption erforderlich sind, werden aber erst Ende 1975 vor- 
liegen. 


12. Welche weiteren Vereinigungen und Arbeitskreise haben sich 
neben dem Verband der Reservisten der Bundeswehr e. V. in 
der Bundesrepublik Deutschland gebildet, in denen Reservisten- 
betreuung oder allgemeine Reservistenarbeit geleistet wird, 
und welche Unterstützung erhalten sie durch die Bundesregie- 
rung? 

Neben dem Verband der Reservisten der Deutschen Bundes- 
wehr e. V. (VdRBw) mit seinen ca. 1300 Reservistenortskame- 
radschaften bestehen ca. 150 Kameradschaften, die sich dem 
VdRBw nicht oder noch nicht angeschlossen haben. 

Darüber hinaus sind Reservisten der deutschen Bundeswehr 
Mitglieder in den verschiedensten Soldaten-, Traditions- und 
sonstigen - im einzelnen nicht zu erfassenden - Vereinen und 
Verbänden, die bereits vor Gründung des VdRBw existierten 
und die verständlicherweise aus Nachwuchssorgen Wert auf die 
Mitgliedschaft dieser Reservisten legen. Eine Aufstellung der 
bekannten Vereinigungen ist als Anlage 3 beigefügt. 

Die personelle und materielle Unterstützung dieser Reservisten- 
gruppen und -Zusammenschlüsse erfolgt z. T. noch durch die 
Stabsoffiziere und Feldwebel für Reservisten bei den VBK und 
VKK mit Unterstützung aktiver Einheiten von Heer, Luftwaffe 
und Marine. Dort, wo die Zielsetzung dieser Vereinigungen mit 
dem Auftrag an den VdRBw in Übereinstimmung steht, erfolgt 
die Unterstützung durch die örtlichen Geschäftsstellen des Ver- 
bandes, soweit diese darum gebeten werden und ihre Möglich- 
keiten es erlauben. 

Eine direkte finanzielle Unterstützung dieser Gruppen aus dem 
Verteidigungshaushalt muß aus Gründen einer straffen Steue- 
rung der Reservistenarbeit und eines gezielten und sparsamen 
Einsatzes der Haushaltsmittel abgelehnt werden. 
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Mit einigen dieser Vereinigungen, z. B. dem Deutschen Marine- 
bund e. V. und der Gesellschaft für Wehrkunde, hat der VdRBw 
im Interesse der gemeinsamen Zielsetzung - Stärkung der all- 
gemeinen Verteidigungsbereitschaft - Verträge über eine Zu- 
sammenarbeit abgeschlossen, die sich auch auf die Unterstüt- 
zung der Reservistenarbeit dieser Verbände erstrecken. Mit 
anderen Verbänden, u. a. dem Deutschen Soldaten- und Krie- 
ger-Bund, haben erste Verhandlungen mit gleicher Absicht 
stattgefunden. 

Anfang Dezember 1974 ist die „Bundesvereinigung Siciierheits- 
politischer Hochschulgruppen (BSH)" als Dachverband der 
Wehrpolitischen Hochschulgruppen studierender Reservisten 
konstituiert worden. Die Hochschulgruppen werden durch den 
VdRBw wie andere geschlossene Reservistenkameradschaften 
unterstützt. 


13. In welchem Ausmaß haben sich die Vorhaben in der speziellen 
Reservistenarbeit verwirklichen lassen? 

Der Wirksamkeit der speziellen Reservistenarbeit sind durch 
das Prinzip der Freiwilligkeit sowie durch die finanziellen und 
organisatorischen Möglichkeiten Grenzen gesetzt. Trotzdem 
konnten insbesondere im Bereich des Heeres die Hauptaufga- 
ben 

— Einweisung des Führungs- und Funktionspersonals von Ge- 
räteeinheiten in die Mob-Funktion, 

— Vor- und Nachbereitung von Mob-Übungen, 

— taktische und technische Weiterbildung 

in dienstlichen Veranstaltungen der speziellen Reservistenar- 
beit in zunehmendem Umfang durchgeführt werden. Das waren 
im Jahre 1974 ca. 2000 dienstliche Veranstaltungen. 

In allen Teilstreitkräften wurde darüber hinaus die Betreuung 
der Mob-beorderten Reservisten verstärkt. Reservisten wurden 
besser informiert und vermehrt zu gesellschaftlichen und kame- 
radschaftlichen Veranstaltungen eingeladen. 
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Zu Frage 4 

Anzahl der Wehrübenden nach Laufbahngruppen 

Anlage 1 

! 

Offiziere 

Unteroffiziere 

Mannschaften 

Gesamt 

1970 

11.257 

24.796 

73 375 

109.428 


10,3 «/o 

22,7 o/o 

67,0 »/o 

100 »/o 

1971 

11.139 

26.131 

76.219 

113.489 


9,8 «/o 

23,0 »/o 

67,2 »/o 

100 »/o 

1972 

11.326 

26.998 

77.301 

115.625 


10 «/o 

23 o/o 

67 »/o 

100"/o 

1973 

11.832 

26.928 

77.015 

115.775 

10,2 «/o 

23,3 o/o 

66,5 Vo 

100 »/o 

1974 

12.269 

27.503 

78.022 

117.794 

10,4 «/o 

23,4 «/o 

66,2 «/o 

100 »/o 


Zu Frage 4 Anlage 2 

Durchschnittliche Dauer in Tagen der in der Bundeswehr geleisteten Wehrübungen nadi Laufbahngruppen 



Einzelwehrübungen 

Mob-Übungen 

Übungen der Heimatschutz truppe 
Mob-Alarmübungen 


Offiziere 

Unteroffiziere 

Mannschaften 

Offiziere 

Unteroffiziere 

Mannschaften 

1971 

24,9 

23,2 

20,5 

10,4 

10,2 

9,1 

1972 

26,5 

24,0 

20,9 

10,8 

11,2 

9,5 

1973 

23,7 

23,1 

19,9 

10,5 

10,6 

9,1 

1974 

24,1 

22,2 

19,8 

10,4 

10,9 

9,2 


Zu Frage 12 



Anlage 3 



Mitglieder 




Gesamt 

davon BwRes 

Bemerkungen 

1. 

Bundesvereinigung 
Sicherheitspolitischer 
Hochschulgruppen (BSH) 

ca. 2 000 

ca. 1 600 


2. 

Deutscher Soldaten- und 
Krieger-Bund in Bayern 
(DSKB) 

ca. 80 000 

ca. 8 000 


3. 

Bayerischer Krieger- und 
Veteranenverein 

ca. 35 000 

unbekannt 


4. 

Gesellschaft für Wehrkunde 
(GfW) 

ca. 4 000 

unbekannt 

Zuwendungen aus Mitteln 
für Öffentlichkeitsarbeit 

5. 

Deutscher Marine-Bund e. V. 
(DMB) 

ca. 23 500 

ca. 7 700 

ca. 250 000,— DM 

6. 

Deutsche Gesellschaft für 



Für Dienstliche Veranstal- 


Wehrmedizin und 



tungen Haushaltsmittel vom 


Wehrpharmazie (VDSO) 

ca. 2 000 

ca. 800 

BMVg 

7. 

Ring deutscher 

S oldaten verb ande 

ca. 400 000 

unbekannt 


8. 

Deutscher Soldaten-Bund / 
Kyffhäuser 

ca. 120 000 

ca. 35 000 


9. 

Deutscher Bundeswehr- 
Verband e. V. 

ca. 180 000 

ca. 25 000 

(Pensionäre u. Reservisten) 

10. 

ARST Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen Reservisten-, Soldaten- 

und Traditionsverbände), Dach- 


verband von 17-20 bayr. Soldaten- und Traditions verbänden. 

Der Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V. ist mit seiner Landesgruppe 
Bayern der ARST angeschlossen. 
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